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Volksvertretung und Gesetzlichkeit
Hohe Ansprüche an Eingabenbearbeitung
Dr. HANS-JOACHIM SEMLER,
Leiter der Abteilung Staats- und Rechtsfragen 
beim Staatsrat der DDR

„Der M ensch steht im M ittelpunkt aller Bemühungen der 
sozialistischen Gesellschaft und ihres Staates.“ Diese in Ar
tikel 2 der Verfassung der DDR verankerte M axime sozia
listischer Staatspolitik, die in dem bewährten Kurs der 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von W irtschafts- und Sozial
politik unter unseren heutigen Bedingungen ihren konzen
triertesten Ausdruck findet, ist Richtschnur und verbindlicher 
M aßstab für das Handeln aller, die in Staat und W irtschaft 
Verantwortung tragen. Zur Realität unserer Demokratie ge
hört es deshalb eben, daß Partei- und Staatsführung immer 
wieder bekräftigen: Der gewissenhafte Umgang mit den  
Vorschlägen und Anliegen der M enschen ist eine erstrangige 
Aufgabe aller staatlichen Organe und verpflichtender Ver
fassungsauftrag ihrer M itarbeiter.

Am 4. M ärz 1985 beriet der Staatsrat der DDR über Er
fahrungen bei der Kontrolle der Arbeit mit den Eingaben  
der Bürger sowie deren Auswertung für die Vorbereitung 
von Entscheidungen und die Tätigkeit der Abgeordneten in  
den W ahlkreisen. Nachdem der Staatsrat dazu den Bericht 
der Stadtverordnetenversammlung Stralsund zustimmend  
zur Kenntnis genommen hatte, beschloß er Empfehlungen  
zur Arbeit der örtlichen Volksvertretungen mit den Eingaben  
der Bürger.1  Als Grundanliegen für die Arbeit wird in dieser 
Orientierung einleitend hervorgehoben, noch wirksamer da- 

Jür zu sorgen, daß überall feinfühlig und schnell auf das 
reagiert wird, was die Bürger bewegt, ihre Eingaben sorgfäl
tig und gewissenhaft geprüft und bearbeitet sowie bewährte 
Erfahrungen ohne Zeitverzug realisiert werden.

Verantwortung der örtlichen Volksvertretungen
als Organe der einheitlichen sozialistischen Staatsmacht

W enn mit den Empfehlungen des Staatsrats vorrangig Von  
den örtlichen Volksvertretungen gefordert wird, ihren Ein
fluß in diesen für die Bürger-Staat-Beziehungen so wichti
gen Fragen noch wirksamer geltend zu machen, so geht es 
selbstverständlich keineswegs darum, die besonders im Ein
gabengesetz vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 26 S. 461) festge
legte Verantwortung der jeweils sachlich zuständigen Staats
und W irtschaftsorgane für die ordnungs- und fristgemäße 
Prüfung, Entscheidung und Beantwortung von Eingaben ab
zuändern oder abzuschwächen. Aber es entspricht eben der 
Verantwortung der örtlichen Volksvertretungen und dem  
ihnen von den Bürgern mit der W ahl übertragenen M andat, 
einerseits dafür zu sorgen, daß die mit den Eingaben zur 
Sprache gebrachten Vorschläge und M einungen der W erk
tätigen ihren Entscheidungen mit zugrunde gelegt werden, 
und andererseits wirksam zu kontrollieren, daß Bürgeran
liegen von den dafür Verantwortlichen entsprechend der Po
litik und den Gesetzen der DDR bearbeitet werden.2  Die 
W ahrnehmung dieser Verantwortung muß ihren Ausdruck  
in allen Tätigkeitsformen der Volksvertretungen finden: bei 
der Vorbereitung und Gestaltung ihrer Tagungen, insbeson
dere der Entscheidungsfindung, bei der Arbeit ihrer Räte 
und der ständigen Kommissionen sowie im W irken der Ab
geordneten, vor allem in ihren W ahlkreisen.

Viele Erfahrungen gerade der jüngsten Zeit belegen, was 
auch im kommunalpolitischen Bereich im Interesse von Staat 
und Bürgern bewirkt werden kann, wenn energisch darauf 
gedrungen wird, „alles zu fördern, was schöpferische Initia
tiven auslöst, Reserven freisetzt und mithilft, in Ordnung zu 
bringen, was der Verbesserung bedarf“. In Stralsund z. B. 
wird die gründliche Analyse der Eingaben von der Stadt
verordnetenversammlung für konkrete Entscheidungen ge
nutzt, um bestimmte Probleme ihres Verantwortungsbereichs, 
die viele Bürger bewegen, entsprechend den volkswirtschaft
lichen M öglichkeiten zu lösen bzw. das nicht sofort Lösbare 
in künftige Planungsprozesse einzuordnen.

Diese W echselwirkung zwischen Bürgeranliegen und  
staatlicher Leitungstätigkeit kommt auch in dem Beschluß  
der Stadtverordnetenversammlung Stralsund über ihre Ar
beitsaufgaben in Vorbereitung auf den XI. Parteitag der 
SED zum Ausdruck. Auf der Grundlage des Jahresplans 
orientiert hier die Volksvertretung mit konkreten Vorgaben

vor allem auf die Lösung von Schwerpunktaufgaben, die für 
die Bürger besondere Bedeutung haben. Sie legt die Verant
wortung des Rates, der Abgeordneten und Nachfolgekandi
daten sowie der ständigen Kommissionen detailliert fest und  
wird die Realisierung dieses Beschlusses in ihren Tagungen  
regelmäßig kontrollieren und auswerten. Die planmäßige 
Verbesserung der W ohnbedingungen der Bürger durch die 
Einheit von Neubau, Rekonstruktion, M odernisierung, Erhal
tung und effektive Nutzung steht dabei an erster Stelle. 
Eine wichtige Schlußfolgerung aus den Eingaben zu W erter
haltungsproblemen an W ohngebäuden war z. B. die Schaf
fung eines Ausbildungszentrums für Dachdecker. Auf Grund 
zahlreicher Vorschläge von W erktätigen wurde eine Konzep
tion zur Verbesserung der Geh- und Radwege in der Stadt 
entwickelt. Insbesondere für die Rekonstruktion von Alt
stadtstraßen wird eine technologisch gut verlegbare Pflaster
platte aus wiedergewonnenem Altmaterial eingesetzt, die die 
Arbeiten beschleunigen hilft und mit der auch noch erheb
liche M engen Zement eingespart werden. Das sind einige 
der aus eigener Kraft erzielten Ergebnisse, die unmittelbar 
aus der gründlichen Auswertung von Vorschlägen, Ideen und  
Beschwerden der Stralsunder durch ihre Stadtverordneten  
und Ratsmitglieder resultieren.

Auch den Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung 
Rostock und der Bezirkstage Gera und M agdeburg über kon
krete Vorhaben zur Vorbereitung des XI. Parteitages lag 
eine gründliche Auswertung der Bürgereingaben mit zu
grunde. Gestützt auf solche bewährten Erfahrungen werden  
in den Empfehlungen alle örtlichen Volksvertretungen u. a. 
darauf orientiert, aussagekräftige Analysen der Eingaben im  
Territorium gezielt und unmittelbar in die Erörterung von  
Beschlußvorlagen sowie in die Kontrolle der Durchführung 
des Planes und anderer Beschlüsse einzubeziehen.

öffentliche Stellungnahmen zu Eingaben 
und persönliche Gespräche mit den Bürgern

Noch mehr und häufiger als bisher soll zu Eingabenproble
men, die viele Bürger bewegen, in den Tagungen der Volks
vertretung öffentlich Stellung genommen werden, um in  
diesem Gremium das Erforderliche zu beschließen. Das trägt 
nicht nur dazu bei, manche Tagung interessanter zu gestalten  
und die kommunalpolitische Information der Bürger zu ver
bessern, sondern hilft auch, Dinge schneller in Ordnung zu  
bringen, die der Veränderung bedürfen. Im Kreis Suhl-Land  
führte z. B. die Aussprache im Kreistag über Bürgerkritiken  
zu kundenfreundlicheren Öffnungszeiten von BHG-Verkaufs- 
einrichtungen. In Rostock waren die in der Aussprache im  
Bezirkstag gegebenen Hinweise von Abgeordneten der An
stoß für konkrete Festlegungen zur Verbesserung der medi
zinischen Betreuung der Bauarbeiter sowie zur künftigen  
Verhinderung von Qualitätsmängeln im  W ohnungsbau. In  
Staßfurt berichtet auf jeder Kreistagssitzung ein Bürger
meister über Erfahrungen und Ergebnisse der Eingabenar
beit in seinem Verantwortungsbereich. Eine solche bürger- >  
orientierte Gestaltung der Tagungen hilft den Abgeordneten, 
Probleme und Zusammenhänge besser kennenzulernen und  
vermittelt ihnen Informationen und Argumente für ihre 
massenpolitische Arbeit im  W ahlkreis und im Arbeitskol
lektiv. Auf der Grundlage dieser Kenntnisse erläutern bereits 
viele Abgeordnete im  Rahmen ihrer regelmäßigen Rechen
schaftslegungen vor den W ählern, wie mit Beschlüssen der 
Volksvertretungen auch Eingabenprobleme gelöst und Ur
sachen für Beschwerden schrittweise beseitigt werden.

Eine generelle, besonders durch die vorjährige W ahlbewe
gung bestätigte Erfahrung besteht darin, daß „Eingaben oft 
am wirksamsten und schnellsten im persönlichen Gespräch  
mit den Bürgern geklärt werden können“. M it dem gespro
chenen W ort, dem vertrauensvollen Gespräch können häufig 
überzeugender als in Briefen Zusammenhänge verdeutlicht 
und Einsichten in gegenwärtig gesellschaftlich M ögliches oder 
Gerechtfertigtes gefördert werden, um damit die Bereitschaft 
zur M itarbeit zu wecken. Vor allem für Städte und Gemein
den ist die Arbeitsweise der Abgeordneten und der M itar
beiter der Räte und ihrer Fachabteilungen in Brandenburg, 
Halle und Stralsund nachahmenswert: die überwiegende

1 ND vom 5. März 1985, S. 1. Die ln diesem Beitrag Im weiteren ohne 
Quellenangabe verwendeten Zitate beziehen sich auf diese Emp
fehlungen.

2 Vgl. K. Kleinert, „Eingaben — Instrument der Mitarbeit der Bür
ger“, NJ 1984, Heft 10, S. 393 ff.


